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Editorial

Strukturwandel: Herausforderung
für die Politik

Die zurückliegenden fünfzehn Jahre waren eine Phase nur
schwachen Beschäftigungswachstums, aber auch eine Phase
weiterhin sehr starken sektoralen, branchenbezogenen, quali-
fikatorischen und beruflichen Wandels der Beschäftigungs-
struktur:

Dieser Strukturwandel stellt für die politischen Entschei-
dungsträger eine große Herausforderung dar: Es geht darum,
durch arbeitsmarkt- und bildungspolitische Maßnahmen Be-
hinderungen für das Wirtschafts- und Beschäftigungswachstum
infolge von bedeutenden Engpässen von Fachkräften zu ver-
meiden, die Entstehung von Arbeitslosigkeit wegen mangeln-
der Übereinstimmung zwischen Arbeitskräfteangebot und Ar-
beitsnachfrage möglichst hintanzuhalten und das innovative Po-
tenzial der österreichischen Volkswirtschaft durch verstärkte In-
vestitionen in das Humankapital zu erhöhen.

Sektoren und Branchen

Der sektorale Strukturwandel der Beschäftigung erfolgte im
genannten Zeitraum weiterhin zulasten des sekundären und zu-
gunsten des tertiären Sektors. Innerhalb des Dienstleistungs-
sektors wiederum verschob sich die Beschäftigung in Richtung
auf die intermediären und/oder wissensbezogenen Dienste.

Der Anteil der Land- und Forstwirtschaft an der unselbst-
ständigen Beschäftigung liegt seit einigen Jahren bereits unter
einem Prozent. Im sekundären Sektor verringerte sich die un-
selbstständige Beschäftigung zwischen 1995 und 2004 um et-
wa ein Zehntel, wobei alle Wirtschaftsbereiche (Bergbau, Sach-
güterproduktion, Energie- und Wasserversorgung, Bauwesen)
rückläufige Tendenzen aufwiesen. Im Vorjahr entfielen noch
28% der unselbstständigen Beschäftigungsverhältnisse auf den
sekundären Sektor; 1995 waren es noch rund 32% gewesen.

Diese Beschäftigungszunahme im Dienstleistungssektor ent-
fiel zwischen 1995 und 2004 fast vollständig auf drei von fünf
funktionalen Wirtschaftsbereichen:
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Sehr hohe Beschäftigungszuwächse verzeichneten die pro-
duktionsbezogenen Dienstleistungen, also diejenigen, die vor-
wiegend, aber nicht ausschließlich Vorleistungen für andere
Unternehmen darstellen (Banken; Versicherungen; Realitäten-
wesen und Vermietung beweglicher Sachen; Datenverarbei-
tung; Forschung und Entwicklung; Unternehmensbezogene
Dienstleistungen). Gleiches galt für die sozialen Dienstleistun-
gen, also Unterrichtswesen, Gesundheits- und Sozialwesen. Im
erstgenannten Bereich nahm die Beschäftigung um mehr als
ein Drittel zu, im Letzteren um mehr als ein Viertel. Wie in allen
hoch entwickelten Ländern waren es auch in Österreich die wis-
sensintensiven Branchen unter den produktionsbezogenen
Diensten, welche die höchsten Zuwachsraten der Beschäfti-
gung aufwiesen (Datenverarbeitung, F&E, Unternehmensbe-
zogene Dienste).

Einen leichten Beschäftigungsanstieg, nämlich um rund ein
Zehntel, wiesen die konsumorientierten Dienste auf, also die-
jenigen, die sich überwiegend an die Verbrauchsnachfrage pri-
vater Haushalte richten (Fremdenverkehr; Kultur, Sport und
Unterhaltung; Wäscherei, Körperpflege, und Bäder; Haus-
haltsdienste).

In den distributiven und in den öffentlichen Diensten hinge-
gen stagnierte die Beschäftigung. Distributive Dienstleistungen
transportieren Menschen, Waren und Informationen (Einzel-
handel und Reparatur; Großhandel; Kfz-Handel und -Repara-
tur; Lagerung, Spedition, Reisebüros; Verkehrswesen; Nach-
richtenübermittlung). Öffentliche Dienstleistungen erstellen vor-
wiegend kollektive Güter (Öffentliche Verwaltung und Sozial-
versicherung; Entsorgung; Interessenvertretungen und Verei-
ne).

Der gesamtwirtschaftliche Beschäftigungsanteil des tertiären
Sektors stieg von rund 67% im Jahre 1995 auf etwa 71% 2004.
Getragen wurde das Wachstum der Beschäftigung im Dienst-
leistungssektor in erster Linie von der deutlich überdurch-
schnittlich gestiegenen Nachfrage nach intermediären Dienst-
leistungen.

Sowohl in der Sachgüterproduktion als auch im Dienstleis-
tungssektor erfolgte eine Verschiebung der Beschäftigung zu-
gunsten von stärker wissensintensiven Branchen. im Unter-
schied zur Sachgüterproduktion, wo der Bedeutungsgewinn der
stärker wissensintensiven Branchen dadurch zustande kam,
dass sich die Beschäftigung in den hoch und mittelhoch wis-
sensintensiven Branchen leicht erhöhte und in den übrigen Bran-

316



31. Jahrgang (2005), Heft 3 Wirtschaft und Gesellschaft

chen reduzierte, resultierte der Anteilsgewinn der stärker wis-
sensintensiven Dienstleistungsbranchen aus hohen oder sehr
hohen Beschäftigungszuwächsen ebendort (Wirtschaftsdiens-
te, Banken, Unterrichts- und Gesundheitswesen, Interessen-
vertretungen und Vereine, kulturelle Dienste).

Qualifikationsstruktur

Aufschlüsse über die Struktur der Beschäftigung im Hinblick
auf das Merkmal der höchsten abgeschlossenen Ausbildung
und die diesbezüglichen Strukturverschiebungen in jüngerer
Zeit bieten die Volkszählungen der Jahre 1991 und 2001. Eine
Analyse dieser Daten bringt zutage, dass sich der langfristige
Prozess der Höherqualifikation der Berufstätigen in den neun-
ziger Jahren fortsetzte:

Die Zahl der Berufstätigen mit nur primärer Ausbildung
(=Pflichtschulabschluss) verringerte sich zwischen 1991 und
2001 um rund ein Fünftel.

Nach wie vor die mit Abstand quantitativ an bedeutendsten
Ausbildungsformen bildeten Lehre und Berufsbildende mittlere
Schule (BMS: z. B. Handelsschule, Haushaltungs- und Haus-
wirtschaftsschule, Land- und forstwirtschaftliche mittlere Schu-
le, Polytechnische Schule, andere Fachschulen). Nahezu die
Hälfte der Berufstätigen gaben 2001 den Abschluss einer Leh-
re oder einer BMS als höchste beendete Ausbildung an.

Der Anteil der Absolventinnen einer Allgemeinbildenden hö-
heren Schule (AHS) blieb mit rund vier Prozent nahezu unver-
ändert.

An Bedeutung unter den sekundären Ausbildungstypen ge-
wannen insbesondere die Berufsbildenden höheren Schulen
(BHS; z. B. Handelsakademie, Höhere technische Lehranstal-
ten, Höhere Lehranstalten für wirtschaftliche Berufe; Schulen
für Gesundheits- und Krankenpflege; Schulen für den medizi-
nisch-technischen Fachdienst). Ihr Anteil belief sich 2001 auf
bereits neun Prozent.

Das Diplom einer hochschulverwandten Einrichtung (Akade-
mie des Gesundheitswesens, für Sozialarbeit, zur Ausbildung
von Lehrern für allgemeinbildende Pflichtschulen, Berufspäda-
gogische Akademie), eines Kollegs (z. B. HTL-Kolleg, HAK-Kol-
leg), eines universitären Kurzstudiums, einer Meister- oder Werk-
meisterausbildung hatten 2001 schon fast sieben Prozent der
Berufstätigen.

317



Wirtschaft und Gesellschaft 31. Jahrgang (2005), Heft 3

Die absolut und relativ höchsten Zuwächse waren für die ter-
tiären Bildungsabschlüsse zu verzeichnen. Die Anzahl der Uni-
versitäts- oder (Fach-)Hochschulabsolventlnnen erhöhte sich
in den neunziger Jahren von rund 200.000 auf etwas über
300.000 bzw. von über 5% auf fast 8%.

Was den Vergleich der Qualifikationsstrukturen von weiblichen
und männlichen Berufstätigen betrifft, so ist festzustellen, dass
sich die geschlechtsspezifische Segregation hinsichtlich der
Ausbildung in den letzten fünfzehn Jahren weiter verringert hat.

Berufsstruktur
Wie die Daten der letzten beiden Volkszählungen belegen,

bestand in den neunziger Jahren insgesamt eine Tendenz zu
Berufen mit höheren Anforderungen an Bildung. Im Großen und
Ganzen galt der Zusammenhang: je höher der für eine Berufs-
gruppe erforderliche Bildungsabschluss, desto günstiger die
Beschäftigungsentwicklu ng.

Die Beschäftigung in den Berufsfeldern hoch qualifizierter
Wissensbearbeiterinnen stieg am weitaus stärksten: Der Anteil
der drei Berufshauptgruppen Führungskräfte (Managementbe-
rufe), Akademische Berufe sowie Technische und nichttechni-
sche Fachkräfte, nichtakademische Lehrkräfte an der Gesamt-
zahl der Erwerbspersonen nahm von rund 28% (1991) auf 35%
(2001) zu.

Der Beschäftigtenanteil der beiden Hauptgruppen von Dienst-
leistungsberufen mittleren Anforderungsprofils (Büroangestell-
te; Personenbezogene Dienstleistungsberufe und Verkäufer)
verharrte bei etwa einem Viertel.

Für die These, die besagt, dass sich im Laufe der Entwicklung
zur informationellen Gesellschaft die Beschäftigung in dienst-
leistungsorientierten Berufsgruppen polarisiere, hohen Zu-
wächsen in Berufsfeldern mit hohen Qualifikationsanforderun-
gen auch hohe Zuwächse in wenig anspruchsvollen Dienstleis-
tungsberufen gegenüberstünden, findet sich alles in allem kei-
ne Bestätigung, denn dem geringen Anteilszuwachs der Be-
rufsgruppe Verkaufs- und Dienstleistungshilfskräfte ist der oben
bereits angeführte, sehr deutliche Anteilszuwachs der Ange-
stelltenberufe höherer und hoher Qualifikation gegenüberzu-
stellen.

Wie in allen hoch entwickelten Volkswirtschaften sank auch
in Österreich der Beschäftigungsanteil der Handwerksberufe
und Maschinenbediener sehr deutlich, nämlich von rund 27%
auf knapp 22%.
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Der Anteil der Fachkräfte in der Land- und Forstwirtschaft
schließlich verringerte sich weiter, lag 2001 bei unter vier Pro-
zent.

Auf der Grundlage der vorhandenen Daten kann die Tertiäri-
sierung der Beschäftigung anhand von zwei Merkmalen der Be-
rufstätigen gemessen werden: erstens anhand des Produk-
tionsschwerpunkts des Betriebs, dem ein Berufstätiger ange-
hört, und zweitens an hand der Berufszugehörigkeit. Das sek-
torale Ausmaß der Tertiärisierung (Anteil des Dienstleistungs-
sektors an der Gesamtheit der Berufstätigen - d. h. der Er-
werbspersonen ohne geringfügig Beschäftigte) erhöhte sich laut
den Volkszählungen von 60% im Jahre 1991 auf etwa 68%
2001.

Der Anteil der Erwerbspersonen in Dienstleistungsberufen an
der Gesamtzahl der Erwerbspersonen stieg von rund 66%
(1991) auf über 73% (2001). Das Ausmaß der berufsbezoge-
nen Tertiärisierung der Beschäftigung geht somit nicht uner-
heblich über das Ausmaß der sektorbezogenen Tertiärisierung
der Beschäftigung hinaus. Dies ist darauf zurückzuführen, dass
nicht nur der weit überwiegende Teil der in Betrieben des terti-
ären Sektors tätigen Erwerbspersonen Dienstleistungsberufe
ausübt (2001 rund 91 %), sondern auch schon fast die Hälfte
der in Betrieben der Sachgüterproduktion tätigen Personen.

Verschiebungen in der Berufsstruktur der Beschäftigung kön-
nen sich aus Änderungen der Branchenstruktur bei unverän-
derten Berufsprofilen innerhalb der einzelnen Branchen (Bran-
chenstruktureffekt) und aus einem Wandel der Berufsanteile in
den einzelnen Branchen bei konstanter Verteilung der Ge-
samtbeschäftigung auf die Branchen (Berufsstruktureffekt) er-
geben.

Ursachen von Verschiebungen in der Branchenstruktur der
Beschäftigung können zum einen Veränderungen in der Zu-
sammensetzung der Nachfrage der privaten Haushalte nach
Sachgütern und Dienstleistungen sein, und zwar infolge von
unterschiedlichen Einkommenselastizitäten der Nachfrage, von
Geschmacksänderungen, von exogen induzierten Änderungen
der relativen Preise, aber auch infolge von Änderungen in der
Altersstruktur der Bevölkerung etc. Zum anderen können Bran-
chen auch aufgrund von überproportionalem Wachstum der
intermediären Nachfrage und der Endnachfrage (Investitionen,
Exporte) von Seiten der Unternehmungen an Bedeutung ge-
winnen. In Österreich überwog - wie bereits festgehalten wur-
de - in jüngerer Zeit der letztgenannte Faktor.
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Änderungen der Berufsstrukturen innerhalb der Branchen re-
sultieren aus fortschreitender funktioneller Arbeitsteilung und
Spezialisierung, aus der Diffusion neuer Techniken (insbeson-
dere der modernen Informations- und Kommunikationstechni-
ken - IKT), damit verbundenen und zusätzlichen organisatori-
schen Anpassungen sowie aus Produktinnovationen.

Führt man eine Komponentenzerlegung der Änderungen der
Beschäftigung zwischen 1991 und 2001 für die Merkmale Bran-
che (Wirtschaftsklassen) und Beruf (Berufsgruppen) durch, so
ergibt sich, dass die Beschäftigungsänderungen etwa in glei-
chem Maße auf den Branchenstruktureffekt und auf den Be-
rufsstruktureffekt zurückgingen.

Der Vergleich dieser Ergebnisse mit jenen für die siebziger
und achtziger Jahre zeigt, dass die Bedeutung der nachfrage-
induzierten Beschäftigungsänderungen (Branchenstrukturef-
fekt) abgenommen und die Bedeutung der Veränderungen der
Berufsprofile innerhalb der einzelnen Branchen (Berufsstruk-
tureffekt) für die gesamten Verschiebungen in der Wirtschafts-
klassen-Berufsgruppen-Matrix der Beschäftigung zugenommen
hat. Die Beschäftigungsverschiebungen aus dem sekundären
in den tertiären Sektor waren in den neunziger Jahren nicht nur
relativ, sondern auch absolut rückläufig. Wie einschlägige Stu-
dien zeigen, bedingen die allgemeine Diffusion einer neuen Uni-
versaltechnik (moderne IKT) und die damit einhergehenden or-
ganisatorischen Änderungen erhebliche Umschichtungen in den
beruflichen Strukturen so gut wie aller Branchen. Diese Diffu-
sion beschleunigte und intensivierte sich in den neunziger Jah-
ren.

Demographische Aspekte

Wesentliche Auswirkungen auf das Angebot an Qualifikatio-
nen von Arbeitskräften gehen längerfristig auch von demogra-
phischen Veränderungen aus.

Die Entwicklung der Bevölkerungspyramide zeigt eine Alte-
rung der österreichischen Bevölkerung. Betrachtet man die Ver-
änderungen in der Altersstruktur der Bevölkerung im Haupter-
werbsalter (20 bis 59 Jahre), so lässt sich erstens feststellen,
dass der Anteil der jungen Kohorten dieses Segments (20 bis
29 Jahre) in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre mit rd. 31%
einen Höchststand erreicht hatte und in der Folge auf etwa 22%
gesunken ist. Gemäß der Bevölkerungsprojektion von Statistik
Austria dürfte sich dieser Anteil längerfristig nur noch wenig ver-
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ringern. Hinsichtlich der jungen Arbeitsmarktkohorten ist dem-
nach die wesentliche demographisch bedingte Strukturver-
schiebung schon abgeschlossen.

Das bedeutet, dass jenes Erneuerungspotenzial für die Qua-
lifikationsstruktur, welches sich aus der Größe der jungen Ar-
beitsmarktkohorten ergibt, stabil bleiben wird. Eine Steigerung
des Erneuerungspotenzials der jungen Kohorten im Hinblick
auf die Qualifikationsstruktur wird daher praktisch ausschließ-
lich über eine Intensivierung der Erstausbildungsleistungen er-
reicht werden können (z. B. Erhöhung der Lehrlingsquote un-
ter Jugendlichen mit Migrationshintergrund, Anhebung der Aka-
demikerquote).

Anhand der Veränderungen der Altersstruktur der Bevölke-
rung im Haupterwerbsalter (20 bis 59 Jahre) kann noch ein zwei-
ter für die Qualifikationsstruktur wichtiger Effekt der demogra-
phischen Entwicklung aufgezeigt werden. Zu Beginn der acht-
ziger Jahre hatte der Anteil der über 34-Jährigen noch rund 55%
betragen, seither hat er zugenommen und liegt derzeit bei et-
wa 65%. Bis 2010 wird er auf ca. 67% steigen und danach ge-
mäß Bevölkerungsprojektion etwa auf diesem Niveau verhar-
ren. Dies bedeutet, dass der Abschluss der Erstausbildung für
rund zwei Drittel der Personen im Haupterwerbsalter bereits
mehr als zehn Jahre zurückliegen wird. In Hinsicht auf die er-
forderliche stetige Qualifikationserneuerung wird somit die
Weiterbildung (Stichwort "lebenslanges Lernen") immer be-
deutsamer werden.

Bildungspolitik

Um den Wohlstand langfristig zu sichern, sind massive Inves-
titionen in Ausbildung und Forschung erforderlich.

Es wurde oben bereits darauf hingewiesen, dass im Bereich
der sekundären Ausbildungen ein starker und positiv zu be-
wertender Strukturwandel stattgefunden hat. Insbesondere der
Anteil der BHS-Absolventlnnen hat stark zugenommen.

Die Quote der Studienanfängerinnen (an der jeweiligen AI-
terskohorte) und die Quote der Akademikerinnen (an der Be-
völkerung im Haupterwerbsalter) sind indes hierzulande nach
wie vor zu niedrig. Darüber sind sich Fachkreise einig (ein äu-
ßerst seltenes Phänomen!).

Die Verwirklichung des Zieles, die Quote der Studienanfän-
gerinnen unter den jungen Alterskohorten der österreichischen
Bevölkerung anzuheben, wird freilich nicht nur durch den star-
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ken Zustrom von Studentinnen aus anderen EU-Ländern er-
schwert, sondern auch durch die unzureichende Infrastruktur
und die finanzielle Unterausstattung der Universitäten sowie die
ungünstigen Studienbedingungen.

Von einer finanziellen Stärkung der Universitäten konnte je-
doch in den letzten Jahren keine Rede sein - ganz im Gegen-
teil: Die finanzielle Situation der Universitäten ist prekär! Nach
der Ausgliederung müssen die Universitäten Kosten tragen, die
in der Vergangenheit das Bildungsministerium übernahm, u. a.
Grundsteuer, Mieten an die Bundesimmobiliengesellschaft,
Lohnnebenkosten (Insolvenzausgleichsfonds), Teile der Ge-
haltssteigerungen des Personals.

Die Universitäten benötigen somit rasch eine Zuführung fi-
nanzieller Mittel, welche erstens eine Abdeckung der oben an-
geführten Zusatzkosten gewährleistet und zweitens dringend
notwendige Investitionen in die Infrastruktur (Sanierung von Ge-
bäuden, zeitgemäße Ausstattung von Hörsälen, neue Geräte
und Anlagen, verbesserte IKT-Ausstattung) ermöglicht.

Besonders ungünstig sind die Studienbedingungen für dieje-
nigen Studierenden, die einen Beruf ausüben. Abhilfe schaffen
könnte hier ein Maßnahmenbündel zur besseren Vereinbarkeit
von Studium und Beruf, welches u. a. eigens für Berufstätige
konzipierte Studienangebote, mehr Abend- und Blockveran-
staltungen sowie bedarfsgerechte Öffnungszeiten von Biblio-
theken und Instituten vorsähe.

Weiterbildungspolitik

Ein Manko der unternehmensinternen Weiterbildungsmaß-
nahmen liegt darin, dass der Kreis der davon Begünstigten in
erster Linie die besser ausgebildeten und qualifizierten, jünge-
ren Mitarbeiterinnen umfasst. Wie Daten aus der Arbeitskräf-
teerhebung belegen, nehmen Beschäftigte mit Lehrausbildung,
Pflichtschul- oder BMS-Abschluss in signifikant geringerem Aus-
maß an Weiterbildung teil als BHS-, AHS-Maturantlnnen, Kol-
leg-, Akademie- oder Hochschulabsolventlnnen.

Die Einführung einer staatlichen, einkommensabhängigen Bil-
dungsprämie würde es vor allem Arbeitnehmerinnen mit nied-
rigem Einkommen ermöglichen, ihre Weiterbildung unabhängig
von einem Beitrag des Arbeitgebers zu finanzieren. Eine der-
artige Prämie wäre eine sinnvolle Ergänzung zu den jeweiligen,
sehr unterschiedlich gestalteten Förderprogrammen der Län-
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der und zu den unternehmensinternen Weiterbildungsmaß-
nahmen.

Arbeitsmarktpolitik

Die Arbeitsmarktpolitik hat u. a. die wichtige Aufgabe, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeit Suchende rechtzeitig bei der Bewälti-
gung der Probleme zu unterstützen, die sich aus dem oben skiz-
zierten Strukturwandel ergeben.

Im Konkreten heißt das:
Erforderlich ist der Ausbau der so genannten präventiven Kom-

ponente der aktiven Arbeitsmarktpolitik durch Förderung inner-
betrieblicher Weiterbildung für beschäftigte Arbeitnehmerinnen.
Die dafür eingesetzten Mittel Uährlich rund 35 Mio. €) stammen
derzeit aus dem Europäischen Sozialfonds. Da eine Abnahme
der Sozialfondsmittel für Österreich ab dem Jahr 2007 zu er-
warten ist, werden zur Verstärkung der präventiven Arbeits-
marktpolitik zusätzliche nationale Mittel notwendig sein.

Der Anteil fachlicher Aus- und Weiterbildung an den Arbeits-
marktförderungsmaßnahmen des Arbeitsmarktservice soll er-
höht werden: Derzeit beträgt der Anteil der Ausgaben für fach-
liche Aus- und Weiterbildung an den Gesamtausgaben für alle
Qualifizierungsmaßnahmen (also auch: Berufsorientierung,
Unterstützungsmaßnahmen für die Arbeitsuche) bei den Arbeit
Suchenden bis 25 Jahre rd. 90%, im Haupterwerbsalter bis zum
50. Lebensjahr rd. 80% und bei den älteren Arbeit Suchenden
(ab dem 50. Lebensjahr) rd. 66%.

Ende Juli 2005 waren beim AMS fast 211.000 Personen als
arbeitslos gemeldet. Für das gesamte laufende Jahr prognos-
tizierte das WIFO Ende Juni eine weitere Zunahme der Ar-
beitslosenrate, nämlich von 4,5% der Erwerbspersonen (It. Eu-
rostat) 2004 auf jeweils 4,6% 2005 und 2006 bzw. von 7,1% der
unselbstständigen Erwerbspersonen (It. AMS) 2004 auf 7,2%
2005 und 7,3% 2006. Starke Argumente für eine Erhöhung der
Mittel der aktiven Arbeitsmarktpolitik ergeben sich somit nicht
nur aus dem Strukturwandel und den demographischen Ten-
denzen, sondern auch aus der ungünstigen Arbeitsmarktent-
wicklung.
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